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Entwurf eines Gesetzes 

über Wirtschaftsprüfer im Genossenschaftswesen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Abschnitt I: Allgemeines 


§ 1 

Wirtschaftsprüfer im Genossenschaftswesen 

Als Wirtschaftsprüfer ist zur Prüfung von 

Genossenschaften zugelassen, wer 

1. vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
§ 1 Absatz 1 Nr. 1 der Verordnung über 
öffentlich bestellte Wirtschaftsprüfer im 
Genossenschaftswesen vom 7. Juli 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 559) als Wirtschafts- 
prüfer öffentlich bestellt ist; 

2. Wirtschaftsprüfer ist und vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes nach § 1 Absatz 1 
Nr. 2 der Verordnung über öffentlich be- 
stellte Wirtschaftsprüfer im Genossen- 
schaftswesen vom 7. Juli 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 559) zur Prüfung von Ge- 
nossenschaften besonders ermächtigt ist; 


3. nach der Wirtschaftsprüferordnung des 
Landes Rheinland-Pfalz vom 21. März 
1950 (Gesetz- und Verordnungsblatt S, 91) 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes als 
Wirtschaftsprüfer öffentlich bestellt und 
nach § 17 der Wirtschaftsprüferordnung 
für die Prüfung von Genossenschaften als 
geeignet bezeichnet ist; 

4. seine Eignung in einem Zulassungs- und 
Prüfungsverfahren nach den Vorschriften 
der Abschnitte II und IV dieses Gesetzes 
nachgewiesen hat und auf Grund dieses 
Nachweises als Wirtschaftsprüfer öffent- 
lich bestellt ist; 


5. nach dem allgemeinen für Wirtschafts- 
prüfer geltenden Vorschriften als Wirt- 
schaftsprüfer öffentlich bestellt und nach 
§ 16 dieses Gesetzes zur Prüfung von Ge- 
nossenschaften besonders ermächtigt ist. 


§ 2 

Allgemeines Wirtschaftsprüferrecht 

Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be- 
stimmt ist, sind auf die in § 1 Nrn. 1 bis 5 
genannten Wirtschaftsprüfer, insbesondere für 


ihre Zulassung, Prüfung, Bestellung und 
Wiederbestellung (§§ 3 ff.) die am Ort ihrer 
beruflichen Niederlassung für Wirtschafts- 
prüfer allgemein geltenden Vorschriften an- 
zuwenden. 


Abschnitt II: Zulassungs- und Prüfungs- 
verfahren 

§ 3 

Ausschüsse 

Die in den Ländern für die Zulassung und 
Prüfung von Wirtschaftsprüfern allgemein 
gebildeten Ausschüsse sind nach Maßgabe der 
Vorschriften der §§ 4 bis 15 auch für die Zu- 
lassung und Prüfung der gemäß § 1 Nr. 4 
zu Wirtschaftsprüfern zu bestellenden Be- 
werber zuständig. 


§ 4 

Zulassungsausschuß und Prüfungsausschuß 

(1) Dem Zulassungs- und dem Prüfungs- 
ausschuß müssen mindestens angehören 


1. ein Vertreter der Wirtschaft, der auf Vor- 
schlag des Freien Ausschusses der deutschen 
Genossenschaftsverbände im Bundesgebiet 
(Freier Ausschuß) berufen werden soll; 

2. ein Vertreter des Berufs der Wirtschafts- 
prüfer, der im genossenschaftlichen 
Prüfungswesen tätig sein muß und auf 
Vorschlag des Instituts der Wirtschafts- 
prüfer im Einvernehmen mit dem Freien 
Ausschuß berufen werden soll; 

(2) Gehören dem Zulassungsausschuß oder 
dem Prüfungsausschuß eines Landes die in 
Absatz 1 bezeichneten Mitglieder nicht an, 
so werden sie, wenn in den Ausschüssen mehr 
als ein Vertreter der Wirtschaft oder mehr 
als ein Vertreter des Berufs der Wirtschafts- 
prüfer vertreten sind, jeweils anstelle eines 
der Mitglieder dieser Gruppen, in anderen 
Fällen zusätzlich berufen. 

(3) In den Zulassungsausschuß muß zusätz- 
lich als weiterer Vertreter der Wirtschaft ein 
Vertreter der Deutschen Genossenschaftskasse 
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berufen werden, der vom Vorstand der 
Deutschen Genossenschaftskasse vorge- 
schlagen wird. Übersteigt durch -die Berufung 
eines Vertreters der Deutschen Genossen- 
schaftskasse die Zahl der Vertreter der Wirt- 
schaft die der Wirtschaftsprüfer, so ist ein 
weiterer Wirtschaftsprüfer, der nicht im ge- 
nossenschaftlichen Prüfungswesen tätig ist, in 
den Zulassungsausschuß zu berufen. 

(4) Für jedes nach den Absätzen 1 und 3 
berufene Mitglied des Zulassungsausschusses 
oder des Prüfungsausschusses sollen zwei Stell- 
vertreter berufen werden. 



Der Bewerber muß 

1. in geordneten wirtschaftlichen Verhält- 
nissen leben; 

2. die für den Beruf erforderliche Zuverläs- 
sigkeit besitzen; 

3. mindestens 30 Jahre alt sein; 

4. eine für die Berufsausbildung genügende 
fachliche Ausbildung nachweisen. 


§ 7 

Prüfungstätigkeit 

(1) . Eine Prüfungstätigkeit im Sinne von 
§ 6 Absatz 1 Nr. 2 liegt vor, wenn der Be- 
werber in fremden Unternehmungen mate- 
rielle Buch- und Bilanzprüfungen durchge- 
führt hat. Als fremd gilt ein Unternehmen, 
dem der Bewerber weder als Leiter noch als 
Angestellter angehört hat. 

(2) Der Bewerber muß die Prüfungstätig- 
keit selbständig oder auf Grund einer An- 
stellung oder eines Auftrages eines genossen- 
schaftlichen Prüfungsverbandes, eines Wirt- 
schaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft oder einer sonstigea natürlichen 
oder juristischen Person, die auf dem Gebiet 
des genossenschaftlichen Prüfungswesens tätig 
ist, ausgeübt haben. 

(3) Eine Tätigkeit als Buch- und Betriebs- 
prüfer der Finanzverwaltung, als Prüfer von 
Preisbehörden, als Prüfer im öffentlichen 
Dienst oder als Prüfer in einem namhaften 
Wirtschaftsbetrieb kann bis zur Höchstdauer 
von zwei Jahren auf die Prüfungstätigkeit 
angerechnet werden, sofern der Bewerber 
nachweislich selbständig Prüfungen von grö- 
ßeren Betrieben durchgeführt hat. 
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Fachliche Ausbildung 

(1) Der Bewerber hat nachzuweisen 

1. ein abgeschlossenes wirtschaftswissen- 
schaftliches, rechtswissenschaftliches, tech- 
nisches oder landwirtschaftliches Hoch- 
schulstudium; 

2: eine sechsjährige praktische Tätigkeit in 
der Wirtschaft, von der mindestens drei 
Jahre als Prüfungstätigkeit und hiervon 
in der Regel zwei Jahre als Prüfungs- 
tätigkeit im genossenschaftlichen Prü- 
fungswesen abgeleistet sind. 

(2) Auf den Nachweis eines abgeschlossenen 
Hochschulstudiums kann nach Anhörung des 
zuständigen genossenschaftlichen Spitzenver- 
bandes (Spitzenverband) und des Instituts der 
Wirtschaftsprüfer inbesondere bei genossen- 
schaftlichen Verbandsprüfern verzichtet wer- 
den, wenn der Bewerber eine außerordent- 
liche fachliche und persönliche Eignung und 
Bewährung dartut sowie eine achtjährige 
Prüfungstätigkeit im Sinne von § 7 nach- 
weist. 


§ 8 

Antrag 

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung 
ist dem Zulassungsausschuß (§ 3) einzureichen. 

(2) Der Zulassungsausschuß soll über Be- 
werber aus dem genossenschaftlichen Prü- 
fungswesen ein Gutachten des für den An- 
wärter zuständigen Spitzenverbandes, über 
andere Bewerber ein Gutachten der für den 
Wohnsitz zuständigen Industrie- und Han- 
delskammer einholen. 

§ 9 

Umfang der Prüfung 

(1) Die Bewerber sind in den Fachgebieten 
zu prüfen, die für die Prüfung der Wirt- 
schaftsprüfer nach Landesrecht allgemein vor- 
geschrieben sind. Die Prüfung ist besonders 
auf die Anforderungen des genossenschaft- 
lichen Prüfungswesens abzustellen. 

(2) Die Prüfung erstreckt sich außerdem 
auf die Entwicklung und Organisation des 
Genossenschaftswesens, sowie auf die Auf- 
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gaben, die Arbeitsweise und die Bedeutung 
der Genossenschaften und der genossenschaft- 
lichen Organisationen. 

§ 10 

Gliederung der Prüfung 

Die Prüfung besteht aus einer Hausarbeit, 
drei Aufsichtsarbeiten und einer mündlichen 
Prüfung. In einer Aufsichtsarbeit Ist das Ge- 
nossenschaftswesen besonders zu berücksich- 
tigen. Die mündliche Prüfung muß sich auf 
die für den Wirtschaftsprüfer wichtigen Ge- 
biete der Betriebswirtschaftslehre, der Rechts- 
wissenschaft und des Steuerrechts unter be- 
sonderer Berücksichtigung des Genossen- 
schaftswesens erstrecken. 

Abschnitt III: Bestellung, Widerruf, Berufs- 
ausübung 

§ 11 

Bestellung 

(1) Auf Grund der bestandenen Prüfung 
wird der Bewerber mit Wirkung für den 
Geltungsbereich des Grundgesetzes nach den 
für die Bestellung und Vereidigung von Wirt- 
schaftsprüfern geltenden Vorschriften des 
Landes, in dem sich seine berufliche Nieder- 
lassung oder sein Wohnsitz befinden, als 
Wirtschaftsprüfer öffentlich bestellt und ver- 
eidigt, wenn die Voraussetzungen einer eigen- 
verantwortlichen und hauptberuflichen Tätig- 
keit (§§ 12, 13) gegeben sind. 

(2) Die Bestellung soll in der Regel nicht 
später als drei Monate nach Ablegung der 
Prüfung erfolgen. Sie ist nicht davon abhän- 
gig, daß der Bewerber die Prüfung in dem 
Lande abgelegt hat, in dem er die Bestellung 
und Vereidigung beantragt. 

§ 12 

Eigenverantwortung 

(1) Eine eigenverantwortliche Berufstätig- 
keit übt aus, wer 

1. als selbständiger Wirtschaftsprüfer; 

2. als zeichnungsberechtigter Vertreter eines 
Wirtschaftsprüfers, einer Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft oder eines genossen- 
schaftlichen Prüfungsverbandes; 


3. als Angestellter eines genossenschaftlichen 
Prüfungsverbandes mit dem Recht der 
selbständigen Zeichnung der von ihm ge- 
fertigten Prüfungsberichte und Gutachten 
tätig ist. 

(2) Eine eigenverantwortliche Tätigkeit übt 
nicht aus, wer sich als zeichnungsberechtigter 
Vertreter oder als Angestellter an Weisungen 
zu halten hat, die ihn verpflichten, Prüfungs- 
berichte und Gutachten auch -dann zu unter- 
zeichnen, wenn ihr Inhalt sich mit seiner 
Überzeugung nicht deckt. 

§ 13 

Hauptberufliche Tätigkeit 

(1) Die hauptberufliche Tätigkeit als Wirt- 
schaftsprüfer setzt voraus, daß der Wirt- 
schaftsprüfer nicht gleichzeitig 

1. einen anderen Beruf ausübt, der seiner 
Art nach mit der Tätigkeit als Wirt- 
schaftsprüfer nicht vereinbar ist, oder 

2. einen mit dem Beruf eines Wirtschafts- 
prüfers an sich zu vereinbarenden Beruf 
in einem Umfange ausübt, der die Tätig- 
keit als Wirtschaftsprüfer dabei zum 
Nebenberuf werden läßt. 

(2) Als Tätigkeiten, die mit der gleichzei- 
tigen hauptberuflichen Tätigkeit als Wirt- 
schaftsprüfer nicht zu vereinbaren sind, gel- 
ten insbesondere 

1. jede gewerbliche Tätigkeit, vor allem die 
gewerbsmäßige Vermittlung und das Be- 
treiben von Finanzgeschäften mit Aus- 
nahme solcher, die von einer Tätigkeit als 
Treuhänder nicht zu trennen sind oder 
die Anlage des eigenen Vermögens, das 
des Ehegatten und solcher Personen, die 
mit ihm in gerader Linie verwandt oder 
verschwägert sind, zum Gegenstand 
haben; 

2. die Tätigkeit als Angestellter mit Aus- 
nahme der Tätigkeit als zeichnungsberech- 
tigter Vertreter oder als Angestellter im 
Sinne von § 12 Absatz 1 Nrn. 2 und 3; 

3. die Tätigkeit als Beamter oder Angestell- 
ter im öffentlichen Dienst mit Ausnahme 
einer Lehrtätigkeit im Sinne von Absatz 4. 

(3) Die für die Berufsaufsicht zuständige 
Stelle kann ausnahmsweise die Ausübung 
einer in Absatz 2 Nrn. 1 und 2 bezeichneten 
Tätigkeit genehmigen, wenn es sich um die 
vorübergehende Wahrnehmung treuhände- 
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rischer Aufgaben handelt. Hierzu rechnen 
insbesondere die vorübergehende Geschäfts- 
führung eines Unternehmens, bei dem der 
Vorstand oder der Geschäftsführer ausge- 
schieden oder verhindert sind, sowie die Füh- 
rung von in der Abwicklung befindlichen 
Unternehmen oder die Fortführung von 
Auffangbetrieben bei Konkurs- oder Ver- 
gleichsverfahren. Entsprechendes gilt, wenn 
es sich um die Erfüllung öffentlicher Auf- 
gaben handelt. 

(4) Neben seinem Beruf kann der Wirt- 
schaftsprüfer gleichzeitig alle freien Berufe, 
welche die Wahrnehmung fremder Interes- 
sen einschließlich der Beratung zum Gegen- 
stand haben, ferner die freie schriftstellerische 
Tätigkeit sowie die Lehrtätigkeit in wirt- 
schaftlichen, technischen und rechtlichen An- 
gelegenheiten ausüben. 

S 14 

Liste der Wirtschaftsprüfer im Genossen- 
schaftswesen 

Die für die Bestellung der Wirtschafts- 
prüfer zuständigen Stellen führen eine beson- 
dere Liste der zur Prüfung von Genossen- 
schaften zugelassenen Wirtschaftsprüfer, in 
welcher die nach § 1 Nrn. 1, 3 und 4 bestellten 
Wirtschaftsprüfer und die nach § 1 Nrn. 2 
und 5 zur Prüfung von Genossenschaften be- 
t sonders ermächtigten Wirtschaftsprüfer ein- 
zutragen sind. 


Abschnitt IV: Übcrgangsregelung 
§ 15 

Zulassungs- und Prüfungserleichterungen 

(1) Für die Zulassung und für die Prüfung 

kann der Zulassungsausschuß auf Antrag 

1. Bewerbern, die mindestens zwei Jahre 
zum Kriegsdienst eingezogen waren 
(Kriegsteilnehmer) ; 

2. Bewerbern, die seit 1939 durch Kriegs- 
ereignisse einen Körperschaden davon- 
getragen haben und einer der Versehrten- 
stufen 2 bis 4 angehören (Opfer des 
Krieges); 

3. Bewerbern, die während der Zeit der 
nationalsozialistischen Regierung aus 
politischen, rassischen oder religiösen 
Gründen benachteiligt worden sind (Ver- 
folgte), 


Erleichterungen gewähren,, wenn sie den 
Nachweis erbringen, daß sie dadurch in ihrer 
Berufsausübung, Berufsausbildung oder Ab- 
legung der Fachprüfungen wesentlich behin- 
dert worden sind. 

(2) Unter den Voraussetzungen von Ab- 
satz 1 kann der Zulassungsausschuß 

1. die Hälfte der Zeit der nachgewiesenen 
Berufsbehinderung bis zu zwei Jahren auf 
die Dauer der praktischen Tätigkeit, da- 
von jedoch höchstens ein Jahr auf die 
Prüfungstätigkeit anrechnen; 

2. die Zahl der unter Aufsicht zu fertigen- 
den Arbeiten bis auf eine Arbeit herab- 
setzen, wobei dem Bewerber die Wahl 
zwischen einem betriebswirtschaftlichen, 
steuerrechtlichen oder wirtschaftsrecht- 
lichen Thema überlassen bleibt. 

(3) Erleichterungen für die Zulassung und 
Prüfung können nur gewährt werden, wenn 
entsprechende Anträge bis zum 30. Juni 1953 
zur Post aufgegeben sind. Der Zulassungs- 
ausschuß kann in besonderen Ausnahmefällen 
Anträge auf Erleichterungen auch nach die- 
sem Zeitpunkt zulassen. 

Abschnitt V: Ermächtigung von* Wirtschafts- 
prüfern 

§ 16 

(1) Wirtschaftsprüfer können zur Prüfung 
von Genossenschaften durch die für die Wirt- 
schaft zuständige oberste Landesbehörde er- 
mächtigt werden. Die Ermächtigung setzt 
voraus, daß der Wirtschaftsprüfer im genos- 
senschaftlichen Prüfungswesen ausreichend 
vorgebildet und erfahren ist. Der zuständige 
Spitzenverband und das Institut der Wirt- 
schaftsprüfer sollen hierzu gehört werden. 

(2) Die Ermächtigung nach Absatz 1 gilt 
für den Geltungsbereich des Grundgesetzes. 

Abschnitt VI: Anerkennung der Prüfungen 

und Bestellungen von Wirtschaftsprüfern 
in Berlin 

§ 17 

Prüfungen, die in Berlin auf Grund von die- 
sem Gesetz 'entsprechenden Rechtsvorschriften 
abgelegt werden, haben die gleiche Rechts- 
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Wirkung wie Prüfungen auf Grund dieses Ge- 
setzes. Das Gleiche gilt für die Bestellung 
von Wirtschaftsprüfern im Sinne von § 1 
Nr. 4. 

Abschnitt VII: Außerkrafttreten der Ver- 
ordnung vom 7. Juli 1936 

§ 18 

Die Verordnung über öffentlich bestellte 
Wirtschaftsprüfer im Genossenschaftswesen 
vom 7. Juli 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 559) 
tritt außer Kraft. 


Abschnitt VIII: Inkrafttreten 

§ 19 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
in Kraft. 

(2) Dieses Gesetz gilt für das Land Berlin, 
sobald es gemäß Artikel 87 Absatz 2 seiner 
Verfassung die Anwendung dieses Gesetzes 
beschlossen hat. 


Begründung 


Die Einrichtung des genossenschaftlichen 
Wirtschaftsprüfers ist mit dem Gesetz zur 
Änderung des Genossenschaftsgesetzes vom 
30. Oktober 1934 (RGBL I S. 1077) geschaf- 
fen worden. Das Genossenschaftsgesetz ist 
damals entsprechend erweitert worden. Das 
Inkrafttreten der die genossenschaftlichen 
Wirtschaftsprüfer betreffenden Bestimmun- 
gen ist zunächst ausgesetzt worden. Ihr In- 
krafttreten war für den Zeitpunkt vorge- 
sehen, in dem eine genügende Zahl von zur 
Prüfung der Genossenschaften berechtigten 
Wirtschaftsprüfern zur Verfügung stehen 
würde, um die Anwendung der fraglichen 
Bestimmungen sicherzustellen. 

In Artikel IV des Gesetzes vom 30. Oktober 
1934 ist bestimmt worden, daß die öffent- 
liche Bestellung von Wirtschaftsprüfern und 
von genossenschaftlichen Wirtschaftsprüfern 
auf gemeinsamer Grundlage durch Vor- 
schriften geregelt wird, die von dem Reichs- 
wirtschaftsminister im Einvernehmen mit 
dem Reichsminister der Justiz und den 
sonst zuständigen Reichsministern erlassen 
werden. Auf Grund dieser Bestimmung ist 
die Verordnung über öffentlich bestellte 
Wirtschaftsprüfer im Genossenschaftswesen 
vom 7. Juli 1936 (RGBl. I S. 559) ergangen. 
Diese Verordnung ist formell noch in Kraft, 
aber praktisch nicht mehr anwendbar, da die 
zentrale Zulassungs- und Prüfungsstelle für ^ 
Wirtschaftsprüfer in Berlin fortgefallen ist, 
deren Aufgabe unter anderem -die Zulassung 
und Prüfung von Bewerbern für den Beruf 
des genossenschaftlichen Wirtschaftsprüfers 
war. 


Es bedarf also einer Änderung der Verord- 
nung, die den seit dem Zusammenbruch ein- 
getretenen Veränderungen, insbesondere aber 
auch dem föderativen Aufbau der Bundes- 
republik Rechnung trägt. Außerdem ist es 
zweckmäßig, die Neuregelung des Rechts der 
genossenschaftlichen Wirtschaftsprüfer in An- 
lehnung an die seit dem Zusammenbruch in 
den Ländern ergangenen Bestimmungen über 
das wirtschaftliche Prüfungswesen durchzu- 
führen, soweit dies bei der Eigenart des ge- 
nossenschaftlichen Prüfungswesens möglich 
ist. 

Die Ermächtigung des Gesetzes zur Än- 
derung des Genossenschaftsgesetzes vom 
30. Oktober 1934, die dem Reichswirtschafts- 
minister im Einvernehmen mit dem Reichs- 
justizminister -die Befugnis übertrug, die Be- 
stellung von Wirtschaftsprüfern durch Ver- 
ordnung zu regeln, ist nach Artikel 129 Ab- 
satz 3 GG untergegangen. Das Gesetz vom 
30. Oktober 1934 enthält keine Bestimmungen 
über das genossenschaftliche Prüfungswesen, 
für die es lediglich einer Ausführungsverord- 
nung bedurfte. Die Verordnung vom 7. Juli 
1936 regelt vielmehr ein ganzes Rechtsgebiet, 
nämlich die öffentliche Bestellung von ge- 
nossenschaftlichen Wirtschaftsprüfern, statt 
durch Gesetz durch Verordnung. Sie muß 
daher als Verordnung angesehen werden, die 
ein nach allgemeinen Grundsätzen notwen- 
diges Gesetz ersetzen sollte. Es bedarf daher 
nach dem Grundgesetz zur Regelung dieses 
Rechtsgebietes nunmehr eines formellen Ge- 
setzes. 
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Die Zuständigkeit des Bundes zum Erlaß des 
Gesetzes ergibt sich aus Artikel 74 Nr. 11 GG. 
Angesichts der engen Verbindung der Be- 
rufstätigkeit der Wirtschaftsprüfer mit dem 
Leben der Wirtschaft muß davon ausgegan- 
gen werden, daß auch das Berufsrecht der in 
der Wirtschaft tätigen Personen von dem 
Ausdruck „Recht der Wirtschaft“ mit um- 
faßt werden sollte. Darüber hinaus besteht 
aber ein so enger Sachzusammenhang zwi- 
schen dem Recht der genossenschaftlichen 
Wirtschaftsprüfer und dem Genossenschafts- 
gesetz, daß das Recht der Zulassung, Prü- 
fung und Bestellung der genossenschaftlichen 
Wirtschaftsprüfer auch als eine Materie des 
Genossenschaftsrechts angesehen werden 
muß, die der konkurrierenden Zuständigkeit 
des Bundes unterliegt. Genossenschaftliche 
Wirtschaftsprüfer können nach geltendem 
Recht nur als Angestellte von genossen- 
schaftlichen Prüfungsverbänden tätig werden. 
Nach dem Genossenschaftsgesetz sind die 
Prüfungsverbände Träger des genossenschaft- 
lichen Prüfungswesens. Angesichts der Tat- 
sache, daß die genossenschaftlichen Prüfungs- 
verbände nicht nur den Jahresabschluß der 
Genossenschaften, sondern auch die Ge- 
schäftsführung des Vorstandes zu prüfen 
haben und sich aus dieser Prüfungstätigkeit 
eine laufende Beratung der Genossenschaften 
entwickelt hat, kommt es auf die Schaffung 
eines qualifizierten Prüferstandes bei den 
Verbänden besonders an. Durch das vorlie- 
gende Gesetz soll erreicht werden, daß in ab- 
sehbarer Zeit genossenschaftliche Wirtschafts- 
prüfer in genügender Anzahl zur Verfügung 
stehen, um in einem bestimmten zahlen- 
mäßigen Verhältnis zu den anderen Prüfern 
der Verbände eingesetzt zu werden. Nur 
wenn dies möglich ist, kann mit einer gewis- 
sen Sicherheit davon ausgegangen werden, 
daß alles geschehen ist, um die große Zahl 
der Mitglieder der Genossenschaften vor 
etwaigen Schäden zu bewahren. 

Die Institution des genossenschaftlichen Wirt- 
schaftsprüfers ist daher zugleich ein wesent- 
liches Element des genossenschaftlichen Prü- 
fungswesens überhaupt. Der Erlaß des Ge- 
setzes ist zugleich die Voraussetzung für das 
Inkraftsetzen der bisher noch nicht in Kraft 
getretenen Bestimmungen des Genossen- 
schaftsgesetzes über die genossenschaftlichen 
Wirtschaftsprüfer, der für den Zeitpunkt 
vorgesehen ist, in dem eine genügende An- 
zahl von zur Prüfung von Genossenschaften 
zugelassenen Wirtschaftsprüfern vorhanden 


ist. Hiermit dürfte etwa zwei Jahre nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes zu rechnen sein. 

Die Erfordernisse des Artikels 72 Absatz 2 
Nr. 3 GG sind hier ebenfalls gegeben. Das 
Bedürfnis für eine einheitliche Regelung durch 
ein Bundesgesetz ist insoweit zu bejahen, 
als es sich um die Anerkennung der vor Lan- 
desbehörden abgelegten Prüfungen und der 
von Landesbehörden ausgesprochenen Be- 
stellungen zum Wirtschaftsprüfer sowie der 
von diesen erteilten allgemeinen Ermäch- 
tigungen zur Prüfung von Genossenschaften 
für das gesamte Bundesgebiet und ferner um 
die Frage handelt, unter welchen Voraus- 
setzungen eine hauptberufliche und eigenver- 
antwortliche Tätigkeit der Wirtschaftsprüfer 
vorliegt. 

Ebenso ist ein Bedürfnis für die Schaffung 
einheitlicher Maßstäbe bei der Zulassung und 
Prüfung der genossenschaftlichen Wirtschafts- 
prüfer anzuerkennen, da die Gebiete der 
Prüfungsverbände, als deren Angestellte die 
Wirtschaftsprüfer Aufgaben nach dem Ge- 
nossenschaftsgesetz durchzuführen haben, 
außer in Bayern in der weitaus überwiegen- 
den Mehrzahl der Fälle über das Gebiet eines 
Landes hinausreichen und die von den Ver- 
bänden angestellten Prüfer daher jeweils in 
zwei und mehr Ländern tätig sein müssen. 
Für das genossenschaftliche Prüfungswesen, 
das eines der tragenden Elemente des Genos- 
senschaftswesens überhaupt ist, kommt es 
darauf an, einen einheitlichen Ausbildungs- 
stand der Wirtschaftsprüfer sicherzustellen. 
Das soll durch das vorliegende Gesetz er- 
reicht werden. Zu diesem Zweck ist auch be- 
absichtigt, daß die in die bestehenden Aus- 
schüsse zusätzlich zu berufenden Mitglieder 
aus dem Genossenschaftswesen möglichst in 
allen Ausschüssen dieselben Personen sind. 
Eine einheitliche Erweiterung der Zulassungs- 
und Prüfungsausschüsse im Bundesgebiet er- 
scheint im Interesse der Aufrechterhaltung 
eines einheitlichen genossenschaftlichen Prü- 
fungswesens ebenso unumgänglich nötig. 

Die Zuständigkeit des Bundes zum Erlaß des 
Gesetzes erscheint daher gegeben. Das Ge- 
setz bedarf der Zustimmung des Bundesrates 
nach Artikel 84 Absatz 1 GG, da in § 4 des 
Gesetzes eine Erweiterung der in den Län- 
dern bestehenden Zulassungs- und Prüfungs- 
ausschüsse vorgesehen und damit die Ein- 
richtung von Behörden in den Ländern be- 
rührt ist. 

Bei dem vorliegenden Gesetz handelt es sich 
um eine Ubergangsregelung. Der Erlaß des 
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Gesetzes ist dringlich, da außer in Rheinland- 
Pfalz seit dem Jahre 1945 keine Wirtschafts- 
prüfer mehr bestellt werden können, die zur 
Prüfung von Genossenschaften berechtigt 
sind; denn in der britischen Zone und in den 
Ländern der beiden anderen Zonen 'des Bun- 
desgebietes sind gesetzliche Bestimmungen 
über Wirtschaftsprüfer, nicht aber über ge- 
nossenschaftliche Wirtschaftsprüfer ergangen. 
Der Mangel an genossenschaftlichen Wirt- 
schaftsprüfern macht sich jetzt nachteilig be- 
merkbar. Es ist vorgesehen, daß das Gesetz 
mit dem Erlaß eines Gesetzes über das ge- 
samte Wirtschaftsprüferwesen außer Kraft 
tritt. 

Zu§ 1 

§ 1 enthält eine Übersicht darüber, wer ge- 
nossenschaftlicher Wirtschaftsprüfer im Sinne 
des Gesetzes zur Änderung des Genossen- 
schaftsgesetzes vom 30. Oktober 1934 ist. 
Hierzu gehören einmal die Wirtschafts- 
prüfer, die nach der Verordnung vom 
7. Juli 1936 oder nach diesem Gesetz 
auf Grund eines besonderen Zulassungs- 
und Prüfungsverfahrens bestellt oder be- 
sonders ermächtigt sind. Da das Land 
Rheinland-Pfalz eine eigene Wirtschafts- 
prüferordnung erlassen hat und hierin auch 
vorgesehen hat, daß Wirtschaftsprüfer für 
die Prüfung von Genossenschaften bestellt 
werden können, sind diese Wirtschaftsprüfer, 
soweit sie vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bestellt sind, dem Wirtschaftsprüfer nach § 1 
Nrn. 1, 2, 4 und 5 gleichzusetzen. Mit dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes sind im Bundes- 
gebiet ausschließlich die in § 1 bezeichneten 
Wirtschaftsprüfer zur Prüfung von Genossen- 
schaften berechtigt. 

Zu § 2 

Die Regelung in dem vorliegenden Gesetz 
schließt sich eng an das in den Ländern für 
Wirtschaftsprüfer geltende Recht an. Gesetze, 
Verordnungen und Verwaltungsanordnun- 
gen, die in den Ländern für die Wirtschafts- 
prüfer ergangen sind und die auf Wirtschafts- 
prüfer, die nicht zur Prüfung von Genossen- 
schaften berechtigt sind, Anwendung finden, 
gelten auch für die Wirtschaftsprüfer nach 
§ 1 Nrn. 1 bis 5. Für diese gilt insbesondere 
das Berufsrecht der Wirtschaftsprüfer. Auf. 
diese Weise soll vermieden werden, daß ein 
eigener \ und abgeschlossener Berufsstand der 
nach diesem Gesetz bestellten und er- 
mächtigten Wirtschaftsprüfer entsteht. Ge- 
nossenschaftliche Wirtschaftsprüfer sollen 


außerdem bei der Ausübung der Tätigkeit 
nicht anderen Bestimmungen unterliegen als 
die Wirtschaftsprüfer, die zur Prüfung von 
Genossenschaften nicht berechtigt sind. Eine 
unterschiedliche Behandlung wäre insoweit 
nicht vertretbar. 

Für die Wirtschaftsprüfer gilt das Recht des 
Ortes ihrer beruflichen Niederlassung, nicht 
das Recht ihres Wohnsitzes. Falls ein Wirt- 
schaftsprüfer mehrere berufliche Niederlas- 
sungen besitzt, unterliegt er am Ort jeder 
beruflichen Niederlassung den dort anzuwen- 
denden Vorschriften. 

Zu § 3 

Die Prüfung der Bewerber erfolgt durch die 
in den Ländern bereits bestehenden Aus- 
schüsse. Von der Bildung besonderer Aus- 
schüsse nach dem Vorbild der Verordnung 
vom 7. Juli 1936 ist Abstand genommen 
worden, um eine enge Verbindung zwischen 
den Wirtschaftsprüfern nach § 1 dieses Ge- 
setzes und den anderen Wirtschaftsprüfern 
zu* schaffen. Für die Zulassung und Prüfung 
gilt im einzelnen außerdem das Landesrecht. 

Zu § 4 

Die in den Ländern für die Zulassung und 
Prüfung von Bewerbern für den Beruf des 
Wirtschaftsprüfers gebildeten Ausschüsse sind 
um Vertreter des Genossenschaftswesens zu 
erweitern, wenn Bewerber aus dem Ge- 
nossenschaftssektor die Zulassung zur Prüfung 
beantragen oder geprüft werden. Die vorge- 
sehene Erweiterung trägt der Übung Rech- 
nung, jeweils einen Vertreter der Wirtschaft 
und einen Vertreter des Berufs an den Aus- 
schüssen zu beteiligen. Der Zulassungsaus- 
schuß wird darüber hinaus um einen Ver- 
treter der Deutschen Genossenschaftskasse er- 
weitert. Der Vertreter der Deutschen Ge- 
nossenschaftskasse hat auch nach der Verord- 
nung vom 7. Juli 1936 dem Zulassungsaus- 
schuß angehört. Seine Beteiligung hat sich 
sehr bewährt. 

Absätze 2 und 3 stellen sicher, daß den Aus- 
schüssen Vertreter der genossenschaftlichen 
und der nichtgenossenschaftlichen Wirtschaft 
in gleicher Zahl angehören und «daß den Ver- 
tretern der Wirtschaft eine gleiche Zahl von 
Vertretern des Berufs gegenübersteht. Hier- 
bei wird der Vertreter der Deutschen Ge- 
nossenschaftskasse als Vertreter der genossen- 
schaftlichen Wirtschaft angesehen. 

Unter Berücksichtigung des in den Ländern 
geltenden Rechts gehören dem Zulassungsaus- 
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schuß danach in der Regel neben dem Ver- 
treter der Deutschen Genossenschaftskasse 
zwei Vertreter der Wirtschaft und drei Ver- 
treter des Berufes an, von denen je ein Ver- 
treter der Wirtschaft und des Berufs dem 
Genossenschaftswesen entstammen. 

Der Prüfungsausschuß setzt sich in der Mehr- 
zahl der Länder unter Berücksichtigung des 
dort geltenden Landesrechts aus zwei Ver- 
tretern der Wirtschaft und zwei Vertretern 
des Berufs zusammen, von denen jeweils 
einer jeder Gruppe aus dem Genossenschafts- 
wesen kommt. Zu diesen Vertretern treten 
sowohl im Zulassungs- als auch im Prüfungs- 
ausschuß noch die Behördenvertreter, deren 
Zahl in den Ländern verschieden ist. 

Eine Ausnahme gegenüber der vorstehend 
näher gekennzeichneten Zusamensetzung er- 
gibt sich lediglich für die Länder Württem- 
berg-Hohenzollern und Baden. Bei diesen 
wäre eine paritätische Zusammensetzung aus 
genossenschaftlichen und nicht genossenschaft- 
lichen Vertretern nur durch eine Sonderbe- 
stimmung zu erreichen gewesen. Hier stellen 
in Zukunft die nichtgenossenschaftlichen Ver- 
treter die Mehrheit. Mit Rücksicht darauf, 
daß in diesen Ländern nur mit einer geringen 
Zahl von Zulassungen und Prüfungen zu 
rechnen ist, ist von der Aufnahme einer Son- 
derbestimmung für diese Länder Abstand ge- 
nommen. 

Wenn vorgeschrieben ist, daß Vorschläge des 
Freien Ausschusses der Genossenschaftsver- 
bände und des Instituts der Wirtschaftsprüfer 
vor der Berufung der genossenschaftlichen 
Vertreter in die Ausschüsse eingeholt werden 
sollen, dann soll damit erreicht werden, daß 
in allen Ländern des Bundesgebietes mög- 
lichst weitgehend dieselben Personen in die 
Ausschüsse berufen werden. Dies erscheint 
angesichts der zu erwartenden nicht allzu 
großen Zahl der Bewerber aus dem Genossen- 
schaftswesen zweckmäßig. Auf diese Weise 
soll ein einheitliches Verfahren hei der Zu- 
lassung und eine einheitliche Durchführung 
der Prüfungen gesichert werden. Mit Rück- 
sicht hierauf ist auch bestimmt worden, daß 
für jedes nach § 4 berufene Mitglied zwei 
Stellvertreter zu bestellen sind. Wenn den 
Ausschüssen in allen Ländern dieselben Ver- 
treter des Genossenschaftswesens angehören, 
können Schwierigkeiten durch die darauf 
zurückzuführende Inanspruchnahme dieser 
Persönlichkeiten entstehen. Diese sollen durch 
die Berufung von zwei Stellvertretern ver- 
mieden werden. 


Zu §§ 5, 6, 7 

Die Voraussetzungen der Zulassung für den 
Beruf des Wirtschaftsprüfers im Sinne von 
§ 1 sind für das Bundesgebiet einheitlich fest- 
gelegt worden, da die Gebiete der Prüfungs- 
verbände sich in der Regel nicht auf ein Land 
beschränken, die Prüfer also im allgemeinen 
über das Gebiet eines Landes hinaus tätig 
werden. Darüber hinaus wird es auf diese 
Weise auch für die Zukunft möglich sein, daß 
genossenschaftliche Wirtschaftsprüfer von 
einem Landesverband zum anderen über- 
wechseln, ohne daß es einer neuen Verleihung 
des Prüfungsrechts an sie bedarf. Ein einheit- 
liches genossenschaftliches Prüfungswesen 
kann außerdem bei der zu erwartenden nicht 
allzu großen Zahl der Bewerber aus dem Ge- 
nossenschaftswesen nur aufrecht erhalten wer- 
den, wenn die Voraussetzungen der Zulassung 
in allen Ländern die gleichen sind. Sie sind im 
übrigen etwa den Anforderungen arige- 
glichen, die auch in den Ländern im allge- 
meinen an die Bewerber gestellt werden. Be- 
sonders bedeutsam ist, daß hier einheitliche 
Bestimmungen für die fachliche Ausbildung 
und für die Prüfungstätigkeit getroffen sind. 
In ihnen ist den besonderen Verhältnissen 
im genossenschaftlichen Prüfungswesen Rech- 
nung getragen und zugleich eine Aner- 
kennung der Tätigkeit bei den genossen- 
schaftlichen Prüfungsverbänden gesetzlich 
festgelegt. 

Zu § 8 

Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung 
richtet sich, soweit nicht nach §§ 5 ff. beson- 
dere Bestimmungen gelten, nach den in den 
Ländern anzuwendenden Vorschriften. Die 
Anhörung der genossenschaftlichen Spitzen- 
verbände ist vorgesehen, da es nicht zweck- 
mäßig erscheint, die Beurteilung der Bewer- 
ber den Prüfungsverbänden zu überlassen, 
bei denen diese angestellt sind. 

Zu §§ 9, 10 

Die Prüfung der Bewerber ist unter zwei 
Gesichtspunkten durchzuführen. Der Bewer- 
ber aus dem Genossenschaftswesen wird in 
der gleichen Weise geprüft wie ein Bewerber 
aus dem allgemeinen Prüfungswesen. Die 
Prüfung von Bewerbern aus dem Genossen- 
schaftswesen ist ferner und im besonderen auf 
die Anforderungen des genossenschaftlichen 
Prüfungswesens abzustellen. Die zu prüfen- 
den Probleme werden zweckmäßigerweise 
dem Genossenschaftswesen entnommen. 
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Angesichts der nicht allzu großen Zahl der 
aus dem Genossenschaftswesen zu erwarten- 
den Bewerber ist es erforderlich, die Gliede- 
rung der Prüfung im Bundesgebiet einheit- 
lich vorzusehen. Gleichzeitig ist vorge- 
schrieben, inwieweit das Genossenschafts- 
wesen bei den einzelnen Prüfungsabschnitten 
zu berücksichtigen ist. Dies erscheint im 
Interesse der Aufrechterhaltung eines einheit- 
lichen Ausbildungsstandes der genossenschaft- 
lichen Wirtschaftsprüfer notwendig. 

Zu §§ 11, 12, 13 

Die Bestimmungen der §§11 bis 13 regeln 
die Bestellung des Wirtschaftsprüfers, der 
nach § 1 Nr. 4 zur Prüfung von Genossen- 
schaften berechtigt ist. Sie lehnen sich an die 
in den Ländern geltenden Bestimmungen an. 
Es bedurfte dieser Bestimmungen insbeson- 
dere, um die durch das gesetzliche Prüfungs- 
recht der Prüfungsverbände im Genossen- 
schaftswesen herrschenden besonderen Ver- 
hältnisse zu berücksichtigen. 

Zu § 14 

In § 14 wird eine Registrierung der zur 
Prüfung von Genossenschaften berechtigten 
Wirtschaftsprüfer vorgesehen. Sie erscheint 
zweckmäßig, um eine Übersicht über die zur 
Prüfung von Genossenschaften berechtigten 
Wirtschaftsprüfer zu gewinnen. Diese Über- 
sicht kann für die Schaffung eines einheit- 
lichen Gesetzes für das gesamte wirtschaft- 
liche Prüfungswesen von Bedeutung sein. 
Außerdem erscheint sie zur Durchführung 
der nach dem Genossenschaftsgesetz vorge- 
sehenen staatlichen Aufsicht über die 
Prüfungsverbände notwendig. 

Zu § 15 

Die Übergangsregelung für die Zulassung und 
Prüfung schließt sich dem im allgemeinen in 
den Ländern geltenden Riecht an. Mit Rück- 
sicht darauf, daß auch für Bewerber aus dem 
nichtgenossenschaftlichen Prüfungswesen eine 
solche Übergangsregelung nach dem Kriege 
geschaffen ist, empfiehlt es sich, die gleiche 
Regelung für die aus dem genossenschaft- 
lichen Prüfungswesen stammenden Bewerber 
vorzusehen. 


Die Frist für die Gewährung von Erleichte- 
rungen ist auf den 30. Juni 1953 festgelegt 
worden. Dem Zulassungsausschuß wird es 
überlassen, auch nach diesem Termin in be- 
sonderen Ausnahmefällen Erleichterungen 
zuzulassen. Hier ist besonders an Spätheim- 
kehrer gedacht. 

Zu § 16 

Während in den §§ 3 bis 15 die Zulassung 
und Prüfung sowie die Bestellung von Be- 
werbern für den Beruf des Wirtschafts- 
prüfers im Sinne von § 1 Nr. 4 behandelt 
sind, sieht § 16 in Anwendung des § 1 Nr. 5 
die Möglichkeit vor, daß auch Wirtschafts- 
prüfer, die keine genossenschaftlichen Wirt- 
schaftsprüfer nach § 1 Nr. 4 sind, die Stel- 
lung eines genossenschaftlichen Wirtschafts- 
prüfers erlangen. Hierzu bedarf es neben der 
Bestellung zum Wirtschaftsprüfer, die nach 
den in den Ländern geltenden Vorschriften 
erfolgt, einer besonderen Ermächtigung durch 
die für die Wirtschaft zuständige oberste 
Landesbehörde. Die Voraussetzungen für die 
besondere Ermächtigung sind aus einem Erlaß 
des Reichswirtschaftsministers übernommen. 
Es bedarf der in § 16 Absatz 2 vorgesehenen 
bundesgesetzlichen Regelung, um der von 
einem Land erteilten Ermächtigung Geltung 
für das ganze Bundesgebiet zu verschaffen. 

Zu § 17 

Mit Rücksicht darauf, daß die Gesetze im 
Bundesgebiet noch nicht für Berlin gelten, 
daß aber die Verabschiedung eines gleichen 
oder ähnlichen Gesetzes in Berlin zu erwarten 
ist, bedarf es einer Vorschrift, die den 
Prüfungen und Bestellungen von Wirtschafts- 
prüfern in Berlin eine Rechtswirkung auch 
für das Bundesgebiet verleiht. Eine Aus- 
dehnung dieser Bestimmung auf die Zu- 
lassung zur Prüfung erschien nicht zweck- 
mäßig. Jeder Bewerber soll sich grundsätz- 
lich der Zulassung zur Prüfung in dem Lande 
unterwerfen, in dem er die Prüfung ablegt. 
Angesichts der verschiedenen Zulassungsvor- 
aussetzungen in den Ländern soll möglichst 
vermieden werden, daß in einem Land 
Prüfungen von Bewerbern erfolgen, die nach 
unterschiedlichen Verfahren zugelassen sind. 


10 



